
„China wird ein immer größerer Brocken“
INTERVIEW Warum die Verhandlungen über Investitionsschutz so schwierig sind

schaftlich und politisch ein
immer größerer Brocken.

Die Welthandelsorganisa-
tion hat die Zölle der USA
auf chinesische Waren für
illegal erklärt. Wird Wa-
shington die Sanktionen
wieder aufheben?

Sollte Trump wieder gewählt
werden, sicher nicht. Der US-
Präsident hat in den vergan-
genen vier Jahren konse-
quent multilaterale Struktu-
ren zerstört. Insbesondere
die Welthandelsorganisation
ist die Leidtragende seiner Po-
litik.

Ist es vorstellbar, dass die
USA und die EU sich auf ei-
ne gemeinsame Handels-
politik gegenüber China
verständigen?

Davon träumen die Transat-
lantiker. Doch Trump kriti-
siert ja nicht nur China, son-
dern auch die EU und
Deutschland wegen hoher
Handelsbilanzüberschüsse
mit den USA. Auf eine ge-
meinsame China-Politik wer-
den sich die USA und die EU
kaum einigen.

Während die westlichen
Industriestaaten tief in der
Rezession stecken, wird
Chinas Bruttoinlandspro-
dukt in diesem Jahr ver-
mutlich um zwei und im
kommenden Jahr um acht
Prozent zulegen. Wie er-
klärt sich die wirtschaftli-
che Dynamik im Reich der
Mitte?

Peking hat einen radikalen
Lockdown durchgesetzt, oh-
ne irgendwelche Debatten
aufkommen zu lassen. Wäh-
rend in Deutschland eine Ka-
kophonie von Maßnahmen
und Vorschlägen diskutiert
wird, weisen chinesische Ge-
sprächspartner inzwischen
mit Vehemenz auf die Über-
legenheit eines autokratisch
regierten Staates hin.

China will die USA als
größteVolkswirtschaftder
Welt ablösen. Wird das
Land mit steigendem
Wohlstand auch demokra-
tischer?

Klar gibt es Ausnahmen.
Doch viele chinesische Bür-
ger sind mit ihrer Regierung
und dem politischen System
zufrieden, solange es wach-
senden Wohlstand garan-
tiert.

Interview: Jörg Billina

kungen seitens der EU nicht
unberechtigt. Chinesische In-
vestitionen in Deutschland
sind ja auch deutlich zurück-
gegangen.

Die EU will den Abschluss
eines Investitionsschutz-
kommens auch davon ab-
hängig machen, dass Pe-
king sich zu einer stärke-
ren Beachtung von Men-
schenrechten verpflichtet.
Geht Peking darauf ein?

Das Junktim funktioniert
nicht. Man muss klar sehen,
die Regierung in Peking ver-
letzt Menschenrechte nicht,
weil es ihr Spaß macht. Ihr
geht es vor allem um politi-
sche Stabilität und Souveräni-
tät. Wegen der EU wird Pe-
king seine Prioritäten nicht
ändern

Kann sich die EU den Ver-
zicht auf ein Abkommen
leisten?

Nein, auch wenn die EU sagt,
sie will kein Abkommen um
jeden Preis und auf Fort-
schritte beim Thema Men-
schenrechte drängt. Die EU
ist längst nicht mehr die do-
minierende Kraft. Sie verliert
zunehmend an Gewicht – po-
litisch und wirtschaftlich.
China wird dagegen wirt-

Es gab heftige Diskussionen
um den Einstieg chinesischer
Investoren bei Kuka und
Daimler. Mittlerweile nimmt
die Politik in technologisch
sensitiven Bereichen ein Mit-
sprache- beziehungsweise Ve-
torecht für sich in Anspruch.
Insofern ist die Kritik Chinas
an Marktzugangsbeschrän-

Die EU ist der wichtigste
Markt für chinesische Direkt-
investitionen. Aus Sicht Pe-
kings ist Deutschland das ent-
scheidende Land. China will
bis zum Jahr 2025 zur größ-
ten Volkswirtschaft der Welt
aufsteigen. Um das Ziel Welt-
marktführerschaft zu errei-
chen, bedarf es modernster
Technologie, die die EU und
vor allemDeutschland bereit-
stellen kann.

Verhandeln beiden Seite
daher auf Augenhöhe?

Das Selbstverständnis Chinas
schließt Verhandlungen auf
Augenhöhe aus. Angesichts
des erratischen Verhaltens
des US-Präsidenten gibt es je-
doch ein starkes gemeinsa-
mes Interesse, sich trotz der
komplexen Sachverhalte zu
einigen.

Ist Peking Forderungen
europäischer Unterneh-
men schon nachgekom-
men?

China bewegt sich sehr lang-
sam und nur dann, wenn die
Regierung die Konsequenzen
ihres Handelns genau abzu-
schätzen vermag. In den
1980er-Jahrenwaren europäi-
sche Unternehmen nur in
Sonderwirtschaftszonen zu-

Europäische und insbesonde-
re deutsche Unternehmen
setzen auf ein baldiges Inves-
titionsschutzabkommen mit
China. Nicht zuletzt wegen
des Handelskonflikts mit den
USA hat auch Peking ein star-
kes Interesse an einer vertief-
ten wirtschaftlichen Koope-
ration. Noch aber sind nicht
alle Fragen gelöst. Wir spra-
chen darübermit dem China-
experten Professor Dr. Eber-
hard Sandschneider.

Herr Prof. Sandschneider,
seit dem Jahr 2014 verhan-
deln die EU und China
über ein Investitions-
schutzabkommen. Bis En-
de dieses Jahres wollen
beide Seiten zum Ab-
schluss kommen. Ist das
realistisch?

Da bin ich skeptisch. Man
sagt ja ein guter Kompromiss
ist dann erzielt, wenn beide
Seiten vom Tisch aufstehen
und enttäuscht sind. So weit
sind die beiden Verhand-
lungsdelegationen noch
nicht.

Warum gestalten sich die
Gespräche so schwierig?

Die Materie ist komplex. Seit
Jahren monieren europäi-
sche Unternehmen, dass sie
keinen gleichberechtigten
Zugang zum – allein schon
wegen seiner Größe – hochat-
traktiven chinesischen Markt
haben. Anderseits versucht
China seine Unternehmen
auf dem Binnenmarkt so lan-
ge zu schützen, bis sie auf
dem Weltmarkt wettbe-
werbsfähig sind. Peking will
verhindern, dass das Land
von ausländischen Unterneh-
men überschwemmt wird.

Wie wichtig ist China für
Europas Wirtschaft?

Das ist unterschiedlich, aber
für deutsche Unternehmen
ist China nach den USA der
zweitwichtigste Markt der
Welt. Insbesondere Deutsch-
lands Automobilhersteller
hängen von der Nachfrage in
hohem Maße ab. Ihre inter-
nationale Spitzenstellung be-
ruht auf dem Erfolg in China.
Sollten sich die wirtschaftli-
chen Beziehungen der EU zu
den USA weiter verschlech-
tern, wird China noch wichti-
ger.

Welche Bedeutung hat
wiederum Europa für Chi-
na?

Containerhafen von Qingdao: Von hier aus gehen chinesische Waren in alle Welt. Die EU will bis Jahresende ein Ab-
kommen mit China über Handelsfragen und Investitionsschutz erreichen. FOTO: UNCREDITED/CHINATOPIX/AP/DPA
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Fachbereichs Politik und Sozi-

alwissenschaften.

gelassen. Als Peking erkann-
te, es funktioniert, wurden in
einem nächsten Schritt aus-
ländische Minderheitsbeteili-
gungen an chinesischen Un-
ternehmen erlaubt. Mittler-
weile sind auch gleichberech-
tigte Joint-Ventures möglich.

Stoßen chinesische Unter-
nehmen in der EU auf Hin-
dernisse?
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BER für Dienstreisen eröffnet
gen der Corona-Pandemie haben auch Spit-
zenpolitiker weltweit ihre Reisen stark ein-
geschränkt. Der Eröffnungstermin für den
gesamten Flughafen ist erst für nächste Wo-
che geplant. Am 31. Oktober soll der BER als
Deutschlands drittgrößter Flughafen mit
neun Jahren Verspätung in Betrieb genom-
men werden. Sechs Eröffnungstermine sind
in diesem Zeitraum geplatzt, die Kosten sind
auf mindestens sechs Milliarden Euro gestie-
gen – drei Mal so viel wie geplant.

Der Bundespräsident, die Kanzlerin und ihr
Kabinett brechen ab sofort vom neuen
Hauptstadtflughafen BER zu Dienstreisen
auf. Mit der Ankunft von Agrarministerin Ju-
lia Klöckner, die gestern früh vom EU-Agrar-
ministertreffen in Luxemburg zurückkehrte,
wurde das neue Regierungsterminal in Schö-
nefeld bei Berlin in Betrieb genommen. Dort
werden nun auch die Gäste der Bundesregie-
rung aus dem Ausland empfangen. Wann
der erste kommt, ist aber noch unklar. We-

IN KÜRZE

Jeder fünfte im
Niedriglohnsektor
In Deutschland hat im Früh-
jahr 2018 gut jeder fünfte
abhängig Beschäftigte für
einen Niedriglohn gearbei-
tet. Damit wurden rund
acht Millionen Jobs unter-
halb der Schwelle von 11,05
Euro brutto pro Stunde ent-
lohnt, wie das Statistische
Bundesamt berichtete. Das
waren fast 400 000 Niedrig-
lohn-Jobs mehr als vier Jah-
re zuvor. Besonders verbrei-
tet sind niedrige Stunden-
löhne im Handel und im
Gastgewerbe. Im Handel lie-
gen 29 Prozent der Jobs un-
ter der Niedriglohnschwel-
le, im Gastgewerbe sind es
sogar gut zwei Drittel (67
Prozent). InHotels undGast-
stätten betrug der mittlere
Stundenlohn 10,00 Euro
brutto, womit die Branche
das Schlusslicht der deut-
schen Wirtschaft darstellt.
Die höchsten mittleren
Stundenverdienste gab es
mit 27,18 Euro in der Ener-
giewirtschaft.

Anbau von Soja
nimmt weltweit zu
Die weltweite Anbaufläche
für Soja hat in den vergan-
genen 15 Jahren um mehr
als ein Drittel zugenom-
men. Im Gegensatz dazu
sind die Soja-Importe
Deutschlands insgesamt
rückläufig – während die
Fläche, auf der hierzulande
Soja wächst, sich seit 2016

mehr als verdoppelt hat.
Das geht aus einer Antwort
der Bundesregierung auf ei-
ne Anfrage der Grünen im
Bundestag hervor. Der Soja-
Anbau und -import, etwa
für Tierfutter oder auch für
Bio-Kraftstoff, ist unter Um-
weltgesichtspunkten um-
stritten, weil dafür zum Bei-
spiel im Amazonas-Gebiet
Wälder gerodet werden.

BÖRSE

Dax rutscht ab –
Conti meldet Verlust
Der Rückschlag am deut-
schen Aktienmarkt hat sich
am Mittwoch fortgesetzt.
Börsianer verwiesen auf ei-
nige enttäuschende Unter-
nehmenszahlen und negati-
ve Analystenkommentare.
Kurz vor Handelsschluss in
Frankfurt fiel auch die Wall
Street in den roten Bereich,
was die Abwärtsbewegung
im Dax beschleunigte. Zum
Schlussgong stand im deut-
schen Leitindex ein Minus
von 1,41 Prozent auf
12 557,64 Punkte zu Buche.
Einer der größten Favoriten
imDax war Continental mit
einem Kursplus von mehr
als zwei Prozent. Conti-Pa-
piere profitierten von einer
Kaufempfehlung der Invest-
mentbank HSBC. Nach Bör-
senschluss teilte der Kon-
zern allerdings überra-
schend mit, dass Wertmin-
derungen und Kosten für
das Sparprogramm im drit-
ten Quartal mit gut 1,3 Mil-
liarden Euro zu Buche schla-
gen. Conti rechnet daher
trotz besserer Geschäfte mit
einem Verlust. Am Renten-
markt stieg die Umlaufren-
dite vonminus 0,63 am Vor-
tag auf minus 0,59 Prozent.

Soja-Pflanzen kommen oft
als Tierfutter zum Einsatz.

Uber bietet BMW
und Daimler

eine Milliarde
München – Der amerikanische
Taxi- und Mobilitätsdienst
Uber bietet weit mehr als ei-
ne Milliarde Euro für das
Joint-Venture FreeNow der
Autohersteller BMW und
Daimler. Uber wolle den Part-
nern jeweils einen hohen
dreistelligen Millionenbetrag
zahlen, berichtet das Mana-
ger Magazin und beruft sich
auf Branchenkreise. Die Ent-
scheidung über einen Ver-
kauf sei aber noch nicht ge-
fallen. Daimler-Chef Ola Käl-
lenius wolle das unprofitable
Gemeinschaftsunternehmen
verkaufen, heißt es. BMW zö-
gere aber noch. BMW-Vor-
standschef Oliver Zipse sehe
die Gefahr, den Amerikanern
so den Weg auf den europäi-
schen Markt freizuräumen.
Zuvor hatte BMW seine Zah-
len für das abgelaufene Quar-
tal veröffentlicht. Zwischen
Juli und Ende September ha-
be der Konzern im Kernge-
schäft mit dem Autobau ei-
nen Zufluss von 3,07 Milliar-
den Euro verzeichnet (Vor-
jahr: 714 Millionen Euro). Da-
mit übertraf der Konzern die
Markterwartung. mm, dpa

Cum-Ex: Berater
verklagt auf

Schadenersatz
Stuttgart – Der Insolvenzver-
walter derMaple Bankhat die
Wirtschaftsprüfer von EY we-
gen angeblich falscher Bera-
tung bei den umstrittenen
„Cum-Ex“-Geschäften zu Las-
ten der Staatskasse auf 195
Millionen Euro Schadener-
satz verklagt. Eine Spezial-
kammer für Steuerberater-
und Wirtschaftsprüfer-Haf-
tung des Landgerichts Stutt-
gart verhandelte den Fall am
Mittwoch, wie eine Gerichts-
sprecherin sagte. Zunächst
habe der Insolvenzverwalter
in der Klage aus dem Dezem-
ber 2019 die Schadensersatz-
forderung noch auf 95 Millio-
nen Euro beziffert. Bei „Cum-
Ex“-Geschäften ließen sich
Anleger die einmal gezahlte
Kapitalertragsteuer auf Ak-
tiendividenden mit Hilfe von
Banken mehrfach erstatten.
DazuwurdenrundumdenDi-
videndenstichtag Aktien mit
(„cum“) und ohne („ex“) Aus-
schüttungsanspruch zwi-
schen mehreren Beteiligten
hin- und hergeschoben. Fi-
nanzämter erstatteten Kapi-
talertragsteuern,diegarnicht
gezahlt worden waren. dpa

DIHK will sich
vorerst nicht
mehr äußern

Berlin – Der Deutsche Indus-
trie- und Handelskammertag
(DIHK) will sich vorerst nicht
mehr inderÖffentlichkeit äu-
ßern. Es werde bis auf Weite-
res keine Pressekonferenzen,
Live-Interviews, Pressemittei-
lungen, Pressegespräche und
Podiumsdiskussionen geben,
hießes ineinemSchreibenan
die Industrie- und Handels-
kammern. Vergangene Wo-
che hatte das Bundesverwal-
tungsgericht Leipzig den Aus-
tritt der IHK Nord Westfalen
aus dem DIHK angeordnet.
Grund waren Äußerungen
des DIHK außerhalb seines
Kompetenzbereichs zu politi-
schen Themen sowie einsei-
tig zuFragenderUmwelt- und
Klimapolitik. Den Bayeri-
schen Industrie- undHandels-
kammertag (BIHK)betrifftdas
Urteil eigenenAngaben zufol-
ge nicht. „Der BIHK wird sich
weiterhin öffentlich fakten-
basiert zu Themen äußern,
bei denen Auswirkungen auf
die bayerische Wirtschaft of-
fensichtlich sind“, erklärte
BIHK-Hauptgeschäftsführer
Manfred Gößl. Grundlage da-
für sei das IHK-Gesetz. dpa/mm
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